
me gegriffen hat.“ Aber auch mit
dem Bund haben die Gemein-
den einen starken Partner an 
ihrer Seite: „Mit dem kürzlich
beschlossenen Pflegefonds kön-
nen wir nicht nur die Steige-
rungsraten im Sozialbereich ab-
fangen, auch der Stabilitätspakt
kann damit gehalten werden“,
so Riedl.

Mehr Ehrlichkeit gefordert

Hinsichtlich der Zurufe nach Ko-
operations- und Verwaltungsre-
form stellte der GVV-Präsident
fest: „Uns auszurichten, die Ge-
meinden verprassen Geld, ist 
eine Zumutung. Wie sollen wir
denn  Personal abbauen, wenn
die Kinderbetreuungseinrichtun-
gen immer mehr werden, Tages-
betreuungsformen steigen und
sich die Altenbetreuung intensi-

viert? Das muss mir jemand vor-
rechnen“, sagt der GVV-Chef.  
Mehr Ehrlichkeit erwartet sich
Riedl in diesem Zusammenhang
auch vom Bund: „Wenn der
Bund davon spricht, 6000 Be-
amte abgebaut zu haben, dann
muss er auch dazusagen, dass
sich diese Beamten heute in der
ASFINAG, in der BIG und der
Statistik Austria wiederfinden,

davon spricht niemand.“
Heftige Kritik übte Riedl an den
derzeitigen Problemen der Ge-
meinden im Sozialbereich. „Die
soziale Modellregion angefan-
gen von der Vereinbarkeit von
Familien und Beruf, der Versor-
gungsicherheit, bis hin zur Leist-
barkeit einer eigenen Wohnung
oder der Mindestsicherung ma-
chen Niederösterreich in der so-
zialen Lebensqualität einzigar-
tig“, so der GVV-Präsident. 
Eines bereitet Riedl jedoch Sor-
gen: „Wenn Lebenspartner zu
Untermietern werden, um sich
die Mindestsicherung zu organi-
sieren, wenn Partnerschaften
aufgelöst werden, um höhere
Unterstützungen und Förderun-
gen zu erhalten, dann ist es not-
wendig, für soziale Gerechtig-
keit zu arbeiten, bevor das rich-
tige Gefühl ganz verloren geht.“
Daher fordert er strenge Kon-
trollen, um Missbrauch in Zu-
kunft zu vermeiden.
Mehr Infos und Rückfragen bei: 
Mag. Sotiria Taucher, Pressere-
fentin des Gemeindevertreter-
verbandes der VP NÖ, E-Mail: 
sotiria.taucher@vp-gvv.at
Tel.: 0664/858 67 06

Alfred Riedl mit 98,4 Prozent als GVV-Präsident wiedergewählt

Mit der Landesversammlung des Gemeindevertreterverbandes der VP

Niederösterreich ist am Samstag in Grafenegg das kommunalpolitische

Großereignis des Verbandes über die Bühne gegangen. Rund 600 Gäste

– und KOMMUNAL – waren dabei.

Die Weichen für die nächsten
fünf Jahre sind gestellt

Wenn die niederösterreichischen Gemeinden rufen, kommen alle: LR Johanna Mikl-Leitner, LR Wolfgang Sobotka, Außenminister Wolf-
gang Spindelegger, LH Erwin Pröll, Innenministerin Maria Fekter, Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer, die nö. Landtagsprä-
sidenten Hans Penz und Herbert Nowohradsky, Alt-LH Siegfried Ludwig und Gemeindebund-Ehrenpräsident Ferdinand Reiter.

Das Präsidium des GVV  für die kommenden fünf Jahre:
Präsident Alfred Riedl (Mitte) und seine Vizepräsidenten
Karl Wilfing (links) und Karl Moser. 
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Die Kommunen müssen sparen.
Gleichzeitig muss jedoch die In-
frastruktur erhalten und sogar
ausgebaut werden, um als
Wohn- und Wirtschaftsstandort
attraktiv zu bleiben. Das Kom-
munalwirtschaftsforum, das von
PORR Solutions, Raiffeisen-Lea-
sing, SIEMENS AG Österreich
und dem Zivilingenieurbüro
VASKO+PARTNER ins Leben ge-
rufen wurde, sollte Städten und
Gemeinden innovative Finanzie-
rungsmodelle nahebringen und
ein Netzwerk für den Erfah-
rungsaustausch schaffen.

Neue Verteilung der 
Aufgaben

Univ-Prof. Christoph Badelt,

Rektor der Wiener Wirtschafts-
universität, ging in seiner Key-
note auf die Bedeutung von

Partnerschaften zwischen öf-
fentlicher Hand und privatem
Sektor ein. Gleichzeitig forderte
er ein Nachdenken über eine
neue Verteilung der Aufgaben
zwischen Staat und privat. „Die
elementare Unterscheidung zwi-

schen Produktion und Dienst -
leistung wird oft ignoriert.“ Als
Beispiel nannte er etwa den So-
zialbereich, wo zwar die Finan-
zierung durch die Gemeinden
erfolgen müsse, aber die konkre-
te Dienstleistung von Privaten
übernommen werden könne.
Wenn man sich beispielsweise
für eine Ausgliederung entschei-
de, müsse man sich zunächst
fragen, was man damit eigent-
lich bezweckt. „Will man nur
das Beamtendienstrecht umge-
hen? Will man politischen Ein-
fluss ausschließen?“ Gerade
letzteres sei oft problematisch;
nicht zuletzt auch deswegen,
weil es für die Gemeinde oft
wichtig sei, Einfluss zu nehmen.
„Und dann wird es quasi durch
die Hintertüre versucht“, so Ba-
delt. Wesentlich sei es, Metho-
den zu finden, wie die öffent -
liche Hand ihre Rolle wahrneh-
men und trotzdem mit privat-
wirtschaftlicher Effizienz gear-
beitet werden könne.

Geld für Investitionen
fehlt

Peter Biwald vom KDZ – Zen-
trum für Verwaltungsforschung
beleuchtete das Investitionskli-
ma für Gemeinden. Es sei zwar

Neue Formen der Partnerschaft
von Wirtschaft und Gemeinden
Mit Hilfe von Partnern aus der Wirtschaft können Gemeinden ihre In-

frastruktur ohne eigene Investitionen modernisieren, den Energiebe-

darf senken und so Geld sparen. Wie das funktioniert, zeigte das erste

Kommunalwirtschaftsforum, das Ende März im Kloster UND in Krems

stattfand.

Erstes Kommunalwirtschaftsforum in Krems

Mag. Helmut Reindl

Wesentlich ist es, Methoden zu finden, wie
die öffentliche Hand ihre Rolle wahrnehmen
und trotzdem mit privatwirtschaftlicher 
Effizienz gearbeitet werden kann.

Univ.-Prof. Christoph Badelt, 
Rektor der Wirtschaftsuniversität Wien

Rund 200 Gäste kamen zu der zweitägigen Veranstaltung.

Auch das Publikum diskutierte mit.
Hier der Bürgermeister von Bad 
Aussee, Otto Marl.
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eine leichte Stabilisierung der
Gemeindefinanzen erkennbar,
die Einnahmensteigerungen
würden aber nicht ausreichen,
um die steigenden Ausgaben
auszugleichen. „Es fehlt eine
Milliarde Euro, die für Investi-
tionen nötig wäre.“ Als Ausweg
nannte er drei Möglichkeiten:
3 Interne Haushaltskonsolidie-

rung
3 Ausgliederungen und das

damit mögliche Nutzen von
Steuervorteilen und

3 die Umsetzung von PPP-
Modellen.

Folgen der Abwanderung
Die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels wurden
vom Bevölkerungswissenschaft-
ler Rainer Münz analysiert. Sei-
ne Kurzzusammenfassung der
Entwicklung: „Österreich er-
graut, und es wird – aufgrund
von Migration – bunter.“ Dazu
komme noch der Trend zur Ver-
städterung. Vor allem die Jun-
gen zieht es zunehmend in die
großen Ballungsräume. Der

„wachsende Teil Österreichs“
liege nördlich des Alpenhaupt-
kammes, am dynamischsten sei
der Osten, also der Großraum
Wien. Der Rest des Landes sei
bevölkerungsmäßig am
Schrumpfen. Ausnahmen seien
hier Graz sowie die Region Kla-
genfurt/Villach. 
Die Abwanderung führt zur
Ausdünnung der sozialen und
materiellen Infrastruktur. Die
betroffenen Regionen haben
weniger Geld (etwa aus dem Fi-
nanzausgleich) und verlieren
auch politisch an Gewicht. 
Gemeinden mit Bevölkerungs-

rückgang soll-
ten versuchen,
intelligent zu
schrumpfen
und Dienstleis -
tungen zu bün-
deln. Als Bei-
spiel nannte
Münz die Post-
partner.

Sparen mit Verwaltungs-
kooperationen

Als wichtigen Beitrag zur Entlas -
tung der kommunalen Budgets
nannte Elisabeth Dearing vom
Rechnungshof die oft genannte
Verwaltungsreform. Gerade
durch Kooperationen im Verwal-
tungsbereich könnten sich Ge-
meinden viel Geld sparen. Wich-
tig seien hier Benchmarking und
Benchlearning. „In Österreich

hat man oft Angst, weil man
fürchtet, bei einem Vergleich
schlecht abzuschneiden. Dabei
könnten Gemeinden viel vonein-
ander lernen!“

Interkommunale 
Zusammenarbeit

Martin Huber, Landesgeschäfts-
führer des Salzburger Gemein-
deverbandes, beschäftigte sich
in seinem Referat mit Rechtsfra-
gen solcher interkommunaler
Zusammenarbeit. Sein Resü-
mee: Zusammenarbeit ist wich-
tig, aber es gibt auch viele Hin-
dernisse, etwa im Vergaberecht.
Überzogene Erwartungshaltun-
gen seien nicht angebracht, und
es sei viel Arbeit nötig, bis derar-
tige Kooperationen funktionie-
ren. Als Voraussetzungen nannte
er:
3 gemeinsame Interessen
3 die geeigneten Persönlich-

keiten
3 das Engagement der 

Akteure
3 Vertrauen
3 den richtigen politischen

Rahmen
3 erkennbare Erfolge und 

klare Regeln.

Vorteile von Aus-
gliederungen und PPP

Während dann Kommunalver-
lag-Geschäftsführer Michael
Zimper einen Workshop zum

Bei der abschließenden Podiumsdiskussion wurde klar, welche Erwartungen Politik und Wirtschaft voneinander haben.

Österreich ergraut, und es
wird – aufgrund von 
Migration – bunter.

Der Bevölkerungswissenschaft-
ler Univ.-Prof. Rainer Münz über
die Auswirkungen der demogra-
phischen Entwicklung.
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Thema „Smart Cities and Regi-
ons“ leitete, wurden im Plenar-
saal des Klosters UND Ausglie-
derungen und ihre Folgen be-
trachtet.
Als Vorteile von Ausgliederun-
gen nannte der Leiter der Kärnt-
ner Gemeindeabteilung, Franz
Sturm, die Beschleunigung von
Entscheidungsabläufen, die Stei-
gerung des Kostenbewusstseins,
die Flexibilisierung der Perso-
nalpolitik und die Möglichkeit,
Steuervorteile zu lukrieren. 
Als Nachteile sieht er die Verrin-
gerung der öffentlichen Kontrol-
le, die Erhöhung des Verwal-
tungsaufwandes und den Verlust
von Synergieeffekten. 
PPP-Modelle hätten wiederum
für die öffentliche Hand folgen-
de Vorteile: 
3 Synergien durch die Einbe-

ziehung Privater,
3 Auslagerung wirtschaftlicher

Risiken,
3 steuerliche Vorteile 

(Vorsteuerabzug) und
3 Kostenvorteile.

Die wichtigsten Risiken sind der
Verlust einzelner Begünstigun-
gen des öffentlichen Sektors,
der oftmals hohe Einrichtungs-
und Steuerungsaufwand und
der Verlust an Einfluss- und
Steuerungsmöglichkeiten.

Als Beispiele von erfolgreichen
Ausgliederungen wurden vorge-
stellt:
3 die Immobilientochter der

Stadt Innsbruck
3 der Bildungscampus am

Wiener Nordbahnhof
3 die FH St. Pölten und
3 mehrere Beispiele aus Euro-

pa, die zeigten, dass PPP-

Modelle sich oft durch hohe
organisatorische und tech-
nische Qualität auszeich-
nen.

Rudolf Friewald, Landtagsabge-
ordneter a. D. und Bürgermeis -
ter im niederösterreichischen
Michelhausen, zeigte, dass auch
kleinere Gemeinden erfolgreich
Partnerschaften – im konkreten
Fall mit Raiffeisen-Leasing – ein-
gehen können. 
Friewald sorgte auch für eines
der bemerkenswertesten Bon-
mots des Tages. Auf die Frage
von Moderator Gerald Groß, 
ob die Arbeit als Bürgermeister
oder die als Landtagsabgeord-
neter mehr Spaß mache, meinte
er: „Bürgermeister zu sein ist
die schönste Tätigkeit, die es
gibt, weil man am direktesten
gestalten kann. Im Landtag
kann ich mich herausreden,
dass ich nicht für eine Ent -
scheidung verantwortlich bin.
Als Bürgermeister geht das
nicht.“

In der abschließenden Podiumsdis-
kussion beleuchteten Gemeinde-
bund-Präsident Helmut Mödlham-
mer und seine Bürgermeisterkolle-
gen Inge Rinke (Krems) und Gerhard
Mock (St. Veit/Glan) gemeinsam 
mit den Wirtschaftsvertretern Peter
Engert (Raiffeisen-Leasing), Josef 
Stadlinger (Siemens), Karl-Heinz
Strauss (PORR) und Wolfgang Vasko
(Vasko+Partner Ingenieure) die ak-
tuelle Lage der Partnerschaft von Ge-
meinden und Unternehmen. 

Mödlhammer stellte fest, dass die
Wirtschaft jetzt viel mehr Interesse
habe, mit den Gemeinden zusam-
menzuarbeiten, als noch vor einigen
Jahren. Die Gemeinden seien ja vor
allem deswegen als Partner so inter-
essant, weil sie für so viele Dinge zu-
ständig sind. „Wenn die halbe Bun-
desregierung weg ist, merkt das kein
Mensch. Aber wenn der Bürgermeis -
ter nicht da ist, dann steht das
Werkl.“
Gerhard Mock kritiserte, dass der
Bund die Gemeinden in den letzten
Jahren zunehmend aushungert. „Da-
bei machen wir, die Gemeinden, die
Arbeit, die eigentlich die Bundesre-
gierung machen sollte. Nämlich Ar-
beitsplätze schaffen und die Nahver-
sorgung sichern!“ 
Gastgeberin Inge Rinke unterstrich,
dass die Kommunen trotz enormer
Belastungen in den letzten Jahren
weiter investiert haben. Das sei nur
mit Unterstützung der Wirtschaft
möglich gewesen. 
PORR-Chef Strauss machte die an -

wesenden Vertreter von Firmen dar-
auf aufmerksam, dass es gerade
beim Geschäft mit Gemeinden auf
Handschlagqualität ankomme.
Es gab aber auch Wünsche der Wirt-
schaft an die Politik. So forderte et-
wa Peter Engert von den Gemeinden
mehr Flexibilität und schnellere Ent-
scheidungen. Und Wolfgang Vasko
appellierte an die Bürgermeister,
mehr Vertrauen in die private Wirt-
schaft zu haben.

„Partnerschaft mit Zukunft“

Bgm. Inge Rinke, Krems: „Trotz 
Belastungen haben die Gemeinden in
den letzten Jahren investiert.“

Bgm. Gerhard Mock, St. Veit: „Der Bund
hungert die Gemeinden aus.“

Podiumsdiskussion 

Bürgermeister zu sein ist 
die schönste Tätigkeit, die 
es gibt, weil man am 
direktesten gestalten kann. 

Rudolf Friewald, 
Bgm. von Michelhausen
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Lebenszyklusmodelle:
Österreich hinkt hinterher
Die Vorteile von Lebenszyklus-
modellen erklärten Rechtsan-
walt Stephan Heid und der
Techniker Arnold Tautschnig
von der Universität Innsbruck.
In Deutschland seien derartige
Modelle schon weit verbreitet,
Österreich hinke hinterher. 
Das Bundesvergabegesetz for-
dert zwar nicht ausdrücklich die
Berücksichtigung von Lebens -
zyklusmodellen, ermögliche sie
aber. Anders sei es beim Natio-
nalen Aktionsplan zur nachhalti-
gen öffentlichen Beschaffung.
Dieser fordere die Berücksichti-
gung von Lebenszyklusmodel-
len; das Problem sei aber, dass
er kein Modell dafür enthält. 

Ein Abt als Stargast

Da Vizekanzler Josef Pröll, der
als Hauptredner am zweiten
Veranstaltungstag vorgesehen
war, krankheitsbedingt absagen
musste, entschieden sich die
Veranstalter für einen Referen-
ten aus einem gänzlich anderen
Gebiet: Maximilian Fürnsinn,
Abt des Stiftes Herzogenburg,
sprach über die Bedeutung von
Werten in der Wirtschaft. 
Angesichts der Krise sind, so
Fürnsinn, ein Umdenken und
ein Neuanfang angesagt. Ursa-
che der Krise sei nämlich das
Versagen der Politik, weil diese
der Wirtschaft zu sehr freie
Hand gelassen habe. „Politik hat
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen und Zukunftsperspektiven
zu bieten“, forderte der Abt, der
die Krise weniger als Wirt-
schaftskrise, denn als ethische
Krise sieht.
Werte sind für Fürnsinn Ent-
scheidungshilfen, die das Han-
deln beeinflussen. Als Beispiele
nannte er Nachhaltigkeit, Soli-
darität und Fairness. Das Ziel
müsse eine Marktwirtschaft mit
Verantwortung sein. Die Wirt-
schaft dürfe nicht auf Konkur-
renz und Neid aufgebaut sein,
sondern auf der gemeinsamen
Verantwortung für die Gesell-
schaft. „Wer mit anderen Ge-
schäfte macht, dem muss man
vertrauen können. Das ist nicht
nur ethisch, sondern auch wich-
tig für langfristigen Erfolg.“

Unter der Leitung von Kommu-
nal-Verlag-Geschäftsführer
Michael Zimper diskutierten
Theresia Vogel vom Klima- und
Energiefonds, Martin Fassl von
der niederösterreichischen Wirt-
schaftsagentur ecoplus, Fritz
Kittel von der Wiener Wirt-
schaftsagentur, Werner Schuster
von der Stadtbaudirektion der
Gemeinde Wien und der Bürger-
meister von Altenmarkt im Pon-
gau, Rupert Winter. 
Bürgermeister Winter stellte da-

bei mit viel Enthusiasmus ein
Thermenprojekt von vier Ge-
meinden vor, das nach langer
Planung (zunächst musste erst
Thermalwasser gefunden wer-
den) nun bereits seit einigen
Jahren erfolgreich läuft.
Theresia Vogel stellte klar, dass
die Aufgabe des Klima- und 
Energiefonds nicht nur ist, Geld
zu verteilen, sondern auch die
Menschen zu motivieren. Das
sei vielfach ebenso wichtig.

„Wirtschaftsmotor Kommune“
Podiumsdiskussion 

Michael Zimper (Kommunal-Verlag), Martin Fassl (ecoplus), Fritz Kittel (Wie-
ner Wirtschaftsförderungsfonds), Werner Schuster (Wiener Stadtbaudirekti-
on), Bgm. Rupert Winter (Gemeinde Altenmarkt im Pongau) und Theresia
Vogel (Klima- und Energiefonds).

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer begrüßte Abt Maximilian
Fürnsinn, der über Fragen der Ethik referierte.
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Kärnten

Burgenland

EISENSTADT
Das neue Generationenvier-
tel soll die Toleranz und das
Verständnis zwischen Jung
und Alt fördern. 
Auf dem Areal befinden
sich eine Kinderkrippe, ein
Kindergarten, ein Senioren-
heim und ein Haus für be-
treutes Wohnen für Senio-
ren. Begonnen wurde vor
vier Jahren mit dem Bau
von Kindergarten und Kin-
derkrippe. Dann folgte das
Seniorenheim und zuletzt
das Generationenhaus. Dort
stehen 30 betreute Woh-
nungen zwischen 38 und
78 Quadratmetern Wohn-
fläche zur Verfügung. Im
Erdgeschoss der Anlage be-
treibt die Stadtgemeinde

das sogenannte Generatio-
nenzentrum. Hier soll ein
Treffpunkt für Jung und Alt
entstehen – von Kinder-
spielgruppen über Elternbe-
ratung bis zu Seniorengrup-
pen. 
„Ich bin ich stolz, dass wir
ein in Österreich einzigarti-
ges Projekt des Zusammen-
lebens verwirklichen konn-
ten. Alte Menschen werden
sich mit Jungfamilien und
Kindern im neuen Genera-
tionenzentrum bei zahlrei-
chen Veranstaltungen be-
gegnen. Es bietet die Mög-
lichkeit zur vielfältigen In-
teraktion von Menschen
verschiedenen Alters“, 
freut sich Bürgermeisterin
Andrea Fraunschiel. 

Generationenviertel fertiggestellt

Ein Viertel für das Zusammenleben
von Jung und Alt

Gemeinsam gegen AKW

Resolution gegen
Atomkraft

KLAGENFURT 
Für den Kärntner Gemein-
debund erübrigt sich die
derzeitige Diskussion um
Gemeindezusammenlegun-
gen. Aufgrund der Vielfäl-
tigkeit der Leistungen der
Gemeinden, die von den
Mandataren und Bedienste-
ten mit großer Umsicht er-
bracht werden, würde die
Bevölkerung einer solchen
Maßnahme sicherlich nega-
tiv gegenüberstehen.
„Eine Politik gegen den Wil-
len der Menschen war noch
nie von Erfolg gekrönt“, so
der Präsident des Kärntner
Gemeindebundes, Bgm.
Hans Ferlitsch. Daher wird
es aus seiner Sicht in der
nahen Zukunft auch keine
Zusammenlegungen geben.

Ferlitsch: „Kärnten hat
schon in den 70er-Jahren
seine Hausaufgaben erle-
digt. Im Bundesländerver-
gleich weist Kärnten die
einwohnerstärksten Ge-
meinden auf.“
Untersuchungen des Öster-
reichischen Gemeindebun-
des haben auch ergeben,

dass das Einsparungspoten-
zial durch Gemeindezusam-
menlegungen sehr gering
ist. 
Die Kärntner Gemeinden
weisen nach Tirol den ge-
ringsten Verschuldungsgrad
auf und haben immer mit
großem Verantwortungsbe-
wusstsein gewirtschaftet. 

Gemeindebund hebt Vielfalt der Leistungen hervor

Beispielgebende Gemeindestruktur
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KRSKO
Der Landesvorstand des
Kärntner Gemeindebundes
hat einstimmig den Be-
schluss gefasst, die Resolu-
tion des Kärntner Landtages
zu unterstützen. Die Inter-
essenvertretung der Ge-
meinden spricht sich für 
eine Schließung des AKW
Krško in angemessener Zeit
aus. Präsident Bgm. Hans
Ferlitsch: „Die Ereignisse in
Japan machen deutlich,
dass das Risiko eines Kern-
kraftwerks nicht abschätz-
bar ist. Zur Sicherheit der
Menschen im Alpe-Adria-
Raum ist es dringend not-
wendig, dass diese Risiko-
quelle beseitigt wird.“

Dorferneuerungspreis geht nach Wulkaprodersdorf 

WULKAPRODERSDORF/
EISENSTADT  
Wulkaprodersdorf erhielt in
der Kategorie „Errichtung
von ortsbildgerechten Sied-
lungsanlagen“ den Burgen-
ländischen Dorferneue-
rungspreis . Anstelle eines
unbewohnten Streckhofes
errichtete die Neue Eisen-
städter Gemeinnützige Bau,
Wohn- und Siedlungsgesell-
schaft eine Reihenhausanla-
ge im Ortskern von Wulka-

prodersdorf. Großzügige
Freiflächen sowie die Schaf-
fung eines traditionellen
„Durchhauses“ der nicht
nur die individuelle Nut-
zung der Reihenhausanlage
durch die Bewohner son-
dern auch durch Fußgänger
und Radfahrer gewährleis -
tet, prägen das nun mit
dem Burgenländi-
schen Dorferneue-
rungspreis ausge-
zeichnete Projekt.

Ortsbildgerechte Siedlung

Auch Fußgänger und Radfahrer profitzieren von der neuen Rei-
henhausanlage.
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Oberösterreich

77

Niederösterreich

ST. PÖLTEN
In Niederösterreich gibt es
im Zusammenhang mit un-
geregeltem Bauland, das im
§ 54 der NÖ Bauordnung ge-
regelt ist, eine wesentliche
Neuerung: In Gebieten, wo
es eine offene Bebauungs-
weise, also drei Meter Ab-
stand zu den Nachbargren-
zen, gibt, und der Bauwerber
Gebäude der Bauklassen I
(Bauhöhe von 5 m) und II
(Bauhöhe 5 bis 8m) aufstel-
len will, braucht er künftig
keine Erhebungen oder Gut-
achten mehr über den Be-
stand der Umgebung zu er-
stellen. Das bedeutet in der
Praxis eine wesentliche
bürokratische Erleichterung
sowohl für den Bauwerber
als auch für die zuständige

Behörde, denn damit wer-
den 90 Prozent der Bauver-
fahren abgedeckt. Dadurch
wird auch klargestellt, dass
der Bauwerber in neuen
Siedlungsgebieten die offene
Bauweise frei wählen kann. 
Für die Baubehörde besteht
allerdings die Möglichkeit,
zur Wahrung des Charakters

einer bestehenden Bebauung
entsprechende Einschrän-
kungen vorzunehmen oder
durch Erlassung eines Be-
bauungsplanes bzw. Teil -
bebauungsplanes eine 
bestimmte Bebau-
ungshöhe und Be-
bauungsweise vor-
zugeben.

LINZ 
Insgesamt über 154.000
Euro gab die  Landesregie-
rung für Förderungen im
Kulturbereich frei. Unter
anderem wurde der Mu-
seumsstadl im Bauernmuse-
um Osternach neu gestal-

tet. Diese bis 1960 betriebe-
ne Huf- und Wagenschmie-
de in der Gemeinde Ort im
Innkreis ist nun eine Privat-
sammlung. Das Einzugsge-
biet dieser Sammlung er-
streckt sich bis ins angren-
zende Salzburg.

LINZ
Bedarfszuweisungsmittel
von mehr als 5,3 Millionen
Euro gingen diesmal an
zahlreiche oberösterreichi-
sche Gemeinden zur Mit -
finanzierung ihrer kommu-
nalen Aufgaben. Mit diesem
Geld wurde der Haushalt 
in vier Gemeinden ausge -
glichen. Weitere Zuwen-
dungen fielen auf Sanie-
rungsmaßnahmen an
Pflichtschulen und Kinder-
gärten sowie Straßenbau-
maßnahmen, eine Feuer-
wehrhaus-Sanierung sowie
die Weiterführung des 
Donauradwegs im
Abschnitt Donau-
brücke Niederran-
na –Schlögen.

5,3 Mio. für Gemeinden

Geld für Haus-
haltsausgleich

HAGENBERG
Das Projekt Jahresfor-
schungsprogramm 2011
des Bereichs Medizininfor-
matik in Hagenberg ent-
spricht vollinhaltlich dem
Strategischen Wirtschafts-
und Forschungsprogramm
„Innovatives OÖ 2011plus“.
Dieses Programm umfasst
unter anderem Modelle zur
Vereinfachung und Verbes-
serung der Diagnose und
Behandlungen von Verbren-
nungen sowie die Visuali-
sierung medizinischer Bild-
daten zur Schlaganfalldia-
gnose. Das Land stellte für
dieses wichtige medizini-
sche Forschungsprogramm
einen Beitrag in Höhe von
über 381.000 Euro bereit.

Diagnose-Verbesserung

Medizinforschung
wird unterstützt

GOLDWÖRTH 
Insgesamt wurden 850
grenzüberschreitende Pro-
jekte mit 500.000 Euro in
den vergangenen zehn Jah-
ren gefördert. Ziel der Akti-
on ist es, Grenzen im Kopf
der NiederösterreicherIn-
nen abzubauen. „Dialog,
Begegnung und Erfahrungs-
austausch eröffnen uns Nie-
derösterreicherInnen neue
Wege für eine grenzüber-
schreitende Zusammenar-
beit“, so Landesrätin Mag.a
Johanna Mikl-Leitner. Das
gemeinsame Erarbeiten und
die Durchführung eines
Projektes mit unseren
Grenznachbarn fördern ein-
heitliche Interessen und
den kulturellen Austausch. 

Förderaktions-Jubiläum

10 Jahre „Über 
die Grenzen“

Neue Förderungen beschlossen 

154.000 Euro für Kultur

Das Bauernmuseum ist ein beliebtes Ausflugsziel. 

Ungeregeltes Bauland bekommt neue Ordnung

Bauordnungsnovelle sorgt für Klarheit

Eine Gesetzesnovelle soll die Bauordnung übersichtlicher machen.
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Steiermark

Salzburg
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SCHLADMING
Für den Bau und die Durch-
führung von Lärmschutz-
maßnahmen in Schladming
entlang der durch die Stadt
führenden Eisenbahn-
strecke Bischofshofen –
Seltztal auf einer Länge von
rund 1,3 Kilometer wird die
Landesregierung 250.000
Euro zur Verfügung stellen.
Basierend auf diesem von
Landesrat Kurzmann einge-
brachten Programm wird
die Landesverkehrsabtei-
lung diesen Beitrag an die
ÖBB leisten. Der Baubeginn
ist für Herbst 2011, die Fer-
tigstellung im Jahr 2012
vorgesehen, recht-
zeitig vor den Schi-
Weltmeisterschaften
2013. 

SALZBURG
Die Salzburger Landesre-
gierung hat eine Änderung
der Gemeindewahlordnung
beschlossen. Wesentlichster
Punkt ist dabei eine Reform
des Briefwahlrechts. So
wurde die Möglichkeit, die
Stimme bis zu vier Tage
nach der Wahl abzugeben,
abgeschafft. Im Gegenzug
soll das Datum zur ersten
Abgabe der Briefwahlstim-
me vorverlegt werden, so
dass schlussendlich der
gleiche Zeitraum zur Verfü-
gung steht. Neben den Än-
derungen für die Briefwahl
ergeben sich auch einige
bürokratische Erleichterun-
gen für die Wahlbehörden. 
Einige weitere Änderungen: 
Gestaltung der Wahlkar-

ten: Da für Wahlkarten ge-
nerell verschließbare Ku-
verts verwendet werden,
die bei Landtagswahlen
durch die aufgedruckte
Nummer des Wahlbezirks
überdies noch besonders
gestaltet sind, ist die Ver-

wendung gleicher Kuverts
auch für die Wahl vor Wahl-
behörden vorgesehen.  
Auszählung der Brief-
wahlstimmen bei Land-
tagswahlen: Durch die spe-
zielle Kennzeichnung der
Kuverts sind keine weiteren

Vorkehrungen zur Wahrung
des Wahlgeheimnisses mehr
erforderlich. Deshalb sollen
auch die bei Landtagswah-
len abgegebenen Briefwahl-
stimmen von den Gemein-
dewahlbehörden ausge-
zählt werden. 
Weiters gab es Änderungen
bei der Konstituierung der
Sprengelwahlbehörden.
Die Novelle der Gemeinde-
wahlordnung bringt aus der
Sicht des Salzburger Ge-
meindeverbandes einige
Vor-, aber auch Nachteile:
Kritisiert wurde insbeson-
dere die Übertragung von
bisher bei der Bezirkswahl-
behörde angesiedelten Auf-
gaben auf die Ge-
meindewahlbehör-
den.

Salzburg: Änderung der Gemeindewahlordnung beschlossen

Bürokratie für Wahlbehörden wird erleichtert

Briefwahlstimmen müssen in Zukunft bis zum Schließen des 
letzten Wahllokals in der Gemeinde übermittelt werden. 

GRAZ
Der Wettbewerb „Zukunfts-
gemeinde Steiermark“ als
Projekt des Steirischen
Volksbildungswerkes ge-
meinsam mit dem Land
Steiermark wird heuer be-
reits zum sechsten Mal
durchgeführt. Diesmal soll

besonderes ehrenamtliches
Engagement ausgezeichnet
werden. Der Wettbewerb ist
für alle offen und nicht an
Mitgliedschaften etc. ge-
bunden. Details zum Wett-
bewerb finden Sie auf
www.volksbildung.at oder
unter  0316/32 10 20.

GRAZ
Bestimmte wärmeschutz-
technische Vorschriften, wie
die Einhaltung von Wärme-
durchgangs-Koeffizienten
oder Wärmedurchlass-Wi-
derständen, sind derzeit bei
Errichtung von Neubauten
sowie bei Instandsetzungs-
maßnahmen vorgesehen.
Diese galten aber bisher
nicht für Zubauten. Das än-
dert sich mit der neuen
Steiermärkischen Bautech-
nikverordnung 2011. Diese
basiert auf der Steiermärki-
schen Baugesetznovelle
2010, die eine Harmonisie-
rung bautechnischer Vor-
schriften der Länder nach
einer Art. 15a B-VG-Verein-
barung zum Inhalt hat.  

Jetzt auch für Zubauten

Neue Wärme-
schutzregeln 

Zur Schi-WM

Schutz vor 
Eisenbahnlärm

„Zukunftsgemeinde Steiermark“

Wettbewerb für Ehrenamt

Der Wettbewerb steht heuer ganz im Zeichen des Ehrenamtes. 
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BREGENZ
Im April startete die nächs -
te Förderaktion für Photo-
voltaikanlagen aus dem
österreichischen Klima- und
Energiefonds. Das Land
Vorarlberg gewährt zusätz-
lich zur Bundesförderung
500 Euro pro Kilowatt (kW
Peak). „Wir setzen mit der
Zusatzförderung des Lan-

des einen wichtigen Akzent
zur Unterstützung einer Zu-
kunftstechnologie. Ein wei-
terer Schritt hin zur Ener-
gieautonomie Vorarlbergs“,
sagt Landesrat Erich
Schwärzler. Gefördert wer-
den neu installierte
Photovoltaik-Anla-
gen im Netzparallel-
betrieb. 

INNSBRUCK
42 Tiroler Tierärztinnen
und Tierärzte sowie 14 Ti-
roler Amtstierärztinnen und
Amtstierärzte besuchten die
Fortbildungsveranstaltung
„Aggressionsbeurteilung
von Hunden“. 
„Diese Fachseminare leisten
einen wichtigen Beitrag,
um die Tiroler Bevölkerung
vor gefährlichen Hunden
schützen zu können“, er-
klärt Landesrätin Patrizia
Zoller-Frischauf. Sie ist in
der Tiroler Landesregierung
für das Landespolizeigesetz
zuständig, das unter ande-
rem den Schutz vor Gefähr-
dungen und Belästi-
gungen durch Hunde
regelt. 

GÖTZIS
Anlässlich der Auftaktver-
anstaltung der Interessen-
vertretung für betreuende
und pflegende Angehörige
in Götzis präsentierte Lan-
desrätin Greti Schmid die
erfreulichen Ergebnisse 
einer aktuellen Umfrage.
Demnach zeigen sich gut 80

Prozent der Befragten
äußerst zufrieden mit den
Angeboten, die in Vorarl-
berg zur Unterstützung der
Pflege daheim zur Verfü-
gung stehen. Im Jahr 2009
haben in Vorarlberg 14.850
Personen ein Pflegegeld
(insgesamt 85,3 Millionen
Euro) bezogen. 

Unterstützungsangebot wird angenommen

In der Pflege auf gutem Weg

BREGENZ/LECHTAL
Die neuesten Meldungen
hinsichtlich der TBC-Ent-
wicklung im Tiroler Lechtal
sind unerfreulich und berei-
ten der Vorarlberger Land-
wirtschaft und Jägerschaft
große Sorge. „Aufgrund des
bestehenden Wildwechels

von Steeg nach Vorarlberg
kann derzeit nicht ausge-
schlossen werden, dass infi-
ziertes Rotwild aus Tirol in
die Gebiete Warth, Lech
und Kleinwalsertal ein-
wechselt“, so Landesrat 
Erich Schwärzler. Fachleute
erheben nun Strategien. 

TBC-Entwicklung besorgniserregend

Sicherheit für Vieh und Wildtiere

INNSBRUCK 
Das Land Tirol testet ein
Elektrofahrzeug für den in-
nerstädtischen Betrieb. 
Für den Probebetrieb stellte
die ElectroDrive Tirol
GmbH, das gemeinsame
Elektromobilitätsunterneh-
men der Innsbrucker Kom-
munalbetriebe IKB und der
Energie West GmbH, einen
Smart zur Verfügung. 
„Elektrofahrzeuge können
vor allem im innerstädti-
schen Bereich gut einge-
setzt werden. 

Sie sind sparsam, zudem
umweltfreundlich und die-
nen damit dem Klima-
schutz“, hofft Landesrat
Christian Switak auf eine
gute Weiterentwicklung der
Elektromobilität.  
Bereits in Kürze wird das
Land Tirol nach einer erfolg-
reich verlaufenen Testphase
seinen Fuhrpark mit einem
Elektrofahrzeug (Mitsubishi
i-MiEV) ergänzen und die-
ses vor allem für Fahrten
und Botendienste in der In-
nenstadt nutzen.

Probelauf für den innerstädtischen Betrieb

Elektrofahrzeug wird getestet

Landesrat Christian Switak testete den Elektro-Smart.
Fo

to
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INNSBRUCK
Die Vizepräsidenten des Ti-
roler Roten Kreuzes, Anton
Mederle und Thomas
Fluckinger, verhandelten
mit Landeshauptmann
Günther Platter und LR
Bernhard Tilg über die Ar-
beiten an der Umsetzung
des „Rettungsdienst Neu in
Tirol“. Nachdem die Bieter-
gemeinschaft „Rettungs-
dienst Tirol“, bestehend aus
Rotem Kreuz, Samariter-
bund, Malteser, Johanniter
und ÖRD, vergangenes Jahr
die Ausschreibung zur Be-
sorgung des Rettungsdiens -
tes in Tirol gewonnen hat,
wird der neue Rettungs-
dienst nun am 1. Juli seine
Arbeit aufnehmen.

Neu ab 1. Juli

Rettungsdienst
neu im Plan  

Aggressionsbeurteilung 

Schulung für
Tierärzte

Zukunftstechnologie wird unterstützt

Schritt zur Energieautonomie

Nähere Infos zur Förderung: www.photovoltaik2011.at
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Die Gefahrenzonenpläne sind
den Bauleitplänen übergeordnet
und damit rechtsverbindlich,
wodurch sich Einschränkungen
in der baulichen Entwicklung 
eines Ortes ergeben können. Sie
beinhalten raumplanerische
Richtlinien, um Risiken zu mini-
mieren und vervollständigt be-
reits bestehende Dokumentatio-
nen, wie etwa die Zivilschutz-
pläne. 
Neben dem langfristigen Ge-
winn an Sicherheit, stellt die Er-
stellung der Pläne kurzfristig
aber einen erheblichen Aufwand
für die Gemeinden und die be-
troffenen Landesämter in Süd -
tirol dar.
Dabei stellen sowohl die geolo-
gischen Rahmenbedingungen,
wie etwa die Problematik der
Hanglagen, als auch das Zusam-
menwirken der technischen Ver-
antwortlichen wie Geometer,
Geologen, Ingenieure oder
Agronomen die Südtiroler Ge-
meinden vor eine große techni-
sche Herausforderung.
Aus diesem Grund und um den
Grad der Umsetzung sowie die
entsprechenden Schwierigkeiten
zu diskutieren, hat vor kurzem
eine Fachtagung zur Erstellung
der Gefahrenzonenpläne statt-
gefunden.
Bereits im Jahr 2009 hatte sich
der Südtiroler Gemeindenver-
band bereit erklärt, die Gemein-
den bei der Umsetzung zu un-
terstützen. Nachdem vom Ge-
meindenverband bereits seit

längerem die Wettbewerbsbe-
dingungen für den halbamtli-
chen Wettbewerb zur Erstellung
der Gefahrenzonenpläne zur
Verfügung stehen, wurde nun
beschlossen, die Ausschreibungs-
unterlagen den neuen Vergabe-
bestimmungen anzupassen. Da-
durch sollen den Südtiroler Ge-
meinden entsprechende Vorla-
gen für die Ausschreibungen zur
Verfügung gestellt werden.
Die Ausschreibungen durchlau-
fen dabei verschiedene Phasen:
3 Phase A: Verfahren
Es erfolgt die Beauftragung von
externen oder internen Techni-
kern durch die Gemeinde für die
Betreuung der Vorbereitungs-
phase. Diese besteht aus der
Festsetzung der Bearbeitungstie-
fe und der Kostenschätzung. Die
Bearbeitungstiefe ist eine karto-
grafische und tabellarische Dar-
stellung von Wassergefahren,

Kontakt

Erstellung der Gefahrenzonenpläne müssen 2011 umgesetzt werden

Fachtagung unterstützt die 
Gemeinden

Lawinen und Massenbewegun-
gen, wobei festgelegt wird, was
zu erheben ist (Bach, Stein-
schlag, Lawine) und wie weit
dies zu erheben ist (Maßstab
1:10.000 oder 1:5000 oder kei-
ne Erhebung). Die Kostenschät-
zung dient als Grundlage für das
Ansuchen um einen Beitrag für
die Finanzierung der Gefahren-
zonenplanung sowie als Aus-
schreibungssumme für den
Wettbewerb. Die Dauer der Pha-
se A hängt von der Größe der
Gemeinde und der Anzahl von
Hinweisen auf Naturgefahren
ab. Um die Phase A abschließen
zu können, müssen die Bearbei-
tungstiefe und die Kos ten -
schätzung in einer Koordinie-
rungssitzung besprochen und
genehmigt werden.
3 Phase B: Ausschreibung
Auf der Basis der Kostenschät-
zung kann die Gemeinde einen
Antrag um Finanzierung der
Ausarbeitung der Gefahrenzo-
nenpläne stellen. Gleichzeitig
kann die Gemeinde mit der Aus-
schreibung beginnen.
Bei der Zusammenarbeit wird es
aber nicht möglich sein, inner-
halb dieses Jahres alle 116 Süd-
tiroler Gemeinden mit Gefah-
renzonenpläne auszustatten.
Nichtsdestotrotz wurde bereits
bis jetzt schon ein wesentlicher
Schritt zur Absicherung der Be-
völkerung und des Lebensrau-
mes vor Ort gemacht.

Südtiroler Gemeindenverband 
Genossenschaft, Kanonikus-
Michael-Gamper-Straße 10, 
I-39100 Bozen
Tel.: 0039-0471-304655,
Fax: 0039-0471-304625
E-Mail: info@gvcc.net
Web: www.gvcc.net

Mit dem Dekret Nr. 42 des Südtiroler Landeshauptmannes vom 5. Au-

gust 2008 wurde die Gefahrenzonenplanung in Südtirol eingeführt.

Aufgrund der rechtlichen Vorgaben müssen innerhalb des Jahres 2011

alle Gemeinden einen Gefahrenzonenplan ausarbeiten und damit die

Rahmenbestimmungen umsetzen. 

Die Bearbeitungstiefe ist eine kartografische und tabel-
larische Darstellung von Wassergefahren, Lawinen und
Massenbewegungen, wobei festgelegt wird, was wie zu
erheben ist.
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Ehrungen des Bundes
Für Verdienste um die Republik

Wilfried Berchtold verzichtet auf neuerliche Kandidatur

Mit Entschließung vom 17. März 2011
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:

Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an
3 Helga Schöngruber, ehem. Vizebürgermeisterin der 

Gemeinde Roßleithen, Oberösterreich

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik an 
3 Anton Kappl, ehem. Vizebürgermeister der Gemeinde

Herzogsdorf, Oberösterreich
3 Franz Ganglberger, Vizebürgermeister der 

Gemeinde Helfenberg, Oberösterreich
3 Georg Mangott, ehem. Bürgermeister der 

Gemeinde Serfaus, Tirol

BREGENZ/SCHLINS
Der Vorarlberger Gemein-
debund hat nach einem Be-
richt der Online-Plattform
Kommunalnet in einer Vor-
standssitzung Harald Son-
deregger, Bürgermeister
von Schlins, als Kandidaten
für die Leitung der Interes-
senvertretung aller Vorarl-
berger Kommunen auserko-
ren, nachdem Wilfried
Berchtold auf die Kandida-
tur für eine weitere Amts-
periode verzichtet hat.
Für den Vorarlberger Ge-
meindetag am 6. Mai 2011
hat der Vorarlberger Ge-
meindeverband im Rahmen
einer Vorstandssitzung den
Schlinser Bürgermeister
Harald Sonderegger als
Kandidaten empfohlen. Als
Vizepräsidenten kandidie-
ren der Dornbirner Bürger-
meister Wolfgang Rümmele
und der Harder Bürgermeis-
ter Harald Köhlmeier. Erst
am Gemeindetag wird der
neue Vorstand für die 96
Vorarlberger Gemeinden
gewählt werden.
Ein neuer Vorschlag wurde
notwendig, weil der Wil-
fried Berchtold, Bürgermeis-
ter von Feldkirch, auf eine
weitere Kandidatur verzich-
tet hat. Er hat den Vorarl-
berger Gemeindeverband
15 Jahre lang als Präsident
erfolgreich und mit großem
Einsatz geleitet. 

Regionale Ausgewo-
genheit ist gesichert 

Die Tradition des Vorarlber-
ger Gemeindeverbandes,
die unterschiedlichen Ge-
meindegrößen und Regio-
nen im Land auch in den
Führungsgremien zu reprä-
sentieren, wurde auch im
neuen Wahlvorschlag fort-
geführt. Mit Bürgermeister

Harald Sonderegger aus
Schlins ist eine Kleinge-
meinde an der Spitze des
Gemeindeverbandes vertre-
ten, mit Dornbirn und Hard
stellen die größte Stadt des
Landes und eine mittlere
Gemeinde jeweils einen 
Vizepräsidenten. 
Der designierte Präsident
Harald Sonderegger: „Ich
freue mich, dass sich der

Vorstand für einen Bürger-
meister einer Kleingemein-
de ausgesprochen hat. Ne-
ben den großen Gemeinden
im Rheintal gibt es in 
Vorarlberg überdurch-
schnittlich viele kleine Ge-
meinden – meine Aufgabe
wird es sein, die unter-
schiedlichen Bedürfnisse in
einem starken gemeinsa-
men Gemeindeverband zu-
sammenzuführen und unse-
re Gemeinden in einem ver-
änderten Umfeld zu unter-
stützen.“ 
Sonderegger ist seit 1995
Bürgermeister der 2300-
Einwohner-Gemeinde
Schlins und seit 2000 Vize-
präsident des Vorarlberger
Gemeindeverbandes. Nach
seinem Studium der Rechts-
wissenschaften in Inns-
bruck und Wien, arbeitete
er als Verwaltungsjurist bei
der BH Bregenz. Der 47-
Jährige ist verheiratet und
hat drei Kinder.

Vorarlberger Gemeindeverband

Harald Sonderegger 
kandidiert als Präsident

Harald Sonderegger

Trauer um Maria Kaiser

Peter de Martin ausgezeichnet
Silbernes Ehrenzeichen für Peter de Martin

Innsbrucks 1. SP-Germeinderätin tot

INNSBRUCK
Anfang April verstarb Maria
Kaiser 95jährig in Inns-
bruck.Bis zuletzt war sie po-
litisch tätig, unter anderem
als Chefin des städtischen
Kontrollausschusses. Kaiser
war aktive Widerstand-
kämpferin und wurde be-
reits 1946  jüngstes Mitglied
des Innsbrucker Gemeinde-
rates. „Maria hat sich voll
Herzblut für die Grundwer-

te der Sozialdemokratie ein-
gesetzt. Ihr jahrzehntelan-
ges Engagement für Kunst
und Kultur galt dem Ziel
von Vielfalt und Toleranz.
Als Politikerin hatte sie klare
Linien und klare Positio-
nen“, würdigte Innsbrucks
SPÖ-Chef Ernst Pechlaner
Maria Kaiser, die Trägerin
des goldenen Ehrenzeichens
der Republik war.

Nachruf

Wien ehrt
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Marianne Klicka, dritte Präsidentin des Wiener Landtags, über-
reicht Peter de Martin Urkunde und Ehrenzeichen.

Der langjährige Geschäfts-
führer des Arbeitskreises
„ARGE Donauländer“, In-
spektionsrat Peter De Mar-
tin, erhielt Anfang April das

Silberne Ehrenzeichen für
Verdienste um das Land 
Wien. Landtagspräsidentin
Marianne Klicka überreich-
te die Ehrung.



Über intelligente Lösungen im Bereich Park-
platz- und Zufahrtsregelung informieren wir 
Sie gerne persönlich unter +49/8654/4981-0 
oder besuchen Sie uns auf www.faac.de.

Poller . Schranken . Funk . Zubehör   
FAAC GmbH Deutschland und Österreich

FAAC Poller regeln
     die Zufahrten in die 

Salzburger 
         Altstadt.     
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Die Kommunalwissen-
schaftliche Gesellschaft
(KWG) – eine Gründung
des Österreichischen Städ-
tebundes, des Österreichi-
schen Gemeindebundes und
des Verlags MANZ – ver-
gibt für das Jahr 2011 zur
Förderung von kommunal-
wissenschaftlichen Arbei-
ten einen Förderungspreis
im Gesamtrahmen von

7000 Euro.

Der Preis
soll Ansporn zur Beschäfti-
gung mit Fragestellungen
von besonderer Relevanz
für die österreichischen
Städte und Gemeinden
und Anerkennung für her-
ausragende und innovative
Leistungen auf diesem Ge-
biet sein. Im Ergebnis soll-
ten durch diese Arbeiten
Ansätze für eine Fortent-
wicklung der rechtlichen,
wirtschaftlichen oder poli-
tischen Situation der öster-
reichischen Städte und Ge-
meinden und ihrer Selbst-
verwaltung abgeleitet wer-
den können.
Förderfähig sind hervorra-
gende Arbeiten zu kommu-
nalwissenschaftlichen The-
men aus folgenden Diszi-
plinen:
3 Rechtswissenschaft,
3 Politik- und Sozialwis-

senschaft,
3Wirtschafts- und Finanz-

wissenschaft und
3 Public Management.

Die Preisverleihung erfolgt
in den vier Kategorien
3 Diplomarbeiten,
3 Dissertationen,
3 Habilitationen und

3 andere Forschungsarbei-
ten sowie Bachelor- und
Masterarbeiten.

Die Ausschreibung wendet
sich an Studierende, Dok-
torandinnen und Dokto-
randen, Absolventinnen
und Absolventen, Assis -
tentinnen und Assistenten
sowie Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler
der Universitäten, Hoch-
schulen und Fachhoch-
schulen Österreichs, die
zum Zeitpunkt des letzt-
möglichen Einreichter-
mins das 40. Lebensjahr
nicht überschritten haben
dürfen.

Einreichtermin ist der 
30. Juni 2011

Arbeiten können auch als
PDF per E-Mail an
ha@manz.at eingereicht
werden. Weitere Informa-
tionen zum Preis und den
Teilnahmebedingungen
beim Verlag MANZ, 
Elisabeth Smejkal-Hayn,
Johannesgasse 23,1010
Wien, ha@manz.at,
Tel.: (01) 531 61-180.

Die Gesellschaft

Die Kommunalwissen-
schaftliche Gesellschaft
(KWG) wurde im Novem-
ber 2009 vom Österreichi-
schen Städtebund, dem
Österreichischen Gemein-
debund und dem Verlag
MANZ gegründet. Sie bil-
det und verwaltet einen
kommunal relevanten, in-
terdisziplinären „Pool“ von
WissenschafterInnen.
Durch diese ExpertInnen -
tätigkeit soll eine Förde-
rung und Steigerung der
Leistungen in der wissen-
schaftlichen Forschung in
Bezug auf Kommunen in
allen relevanten Wissen-
schaftsdisziplinen auf in-
ternationaler, europäi-
scher, innerstaatlicher und
rechtsvergleichender Ebe-
ne erwirkt werden.
Web: www.k-w-g.a

Wissenschaftspreis 2011

7000 Euro für hervorragende
wissenschaftliche Arbeiten
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www.ansfelden2011.at

15. April – 2. Oktober 2011

ANSFELDEN BEI LINZ

GARTENSCHAU

LANDES

Sinfonie
in Grün

ANSFELDEN 2011

OÖ LANDESGARTENSCHAU

Kontakt: 0043-(0)7229-81253

gartenschau@ansfelden2011.at

Die Gartenschau, 
im Geburtsort 

Anton Bruckners.

Vereinsorgane –
Rechte & Pflichten

Fachbuch

Das Buch
Ginthör/Maier; „Die Ver-
einsorgane – Rechte und
Pflichten“
Linde Verlag, 1. Auflage,
2011; 116 Seiten, 18 Euro
ISBN 978-3-7073-1742-8
Scheydgasse 24 
1210 Wien
Tel.: +43 1 24 630 – 0 
Fax: +43 1 24 630 – 23 
office@lindeverlag.at 
www.lindeverlag.at 

Studienbuch

Offenlegung für
Privatstiftungen 

E-Learning

Das Buch

Dieses Studienbuch bietet
einen Überblick über die
Wirtschafts- und Sozialge-
schichte Europas in den
letzten tausend Jahren und
eine Einführung in die
wichtigsten Forschungsfra-
gen und -debatten in die-
sem
Feld. 
Neben
räum-
lich-
zeitli-
chen
Kon-
zepten
und
theore-
tischen Perspektiven behan-
delt es die großen Themen
des gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Lebens:
Wirtschaftswachstum, 
Industrialisierung, Bevölke-
rung, Technik, Landwirt-
schaft, Gewerbe, Industrie,
Arbeitsverhältnisse, Migra-
tionen, Konsum, Zusam-
menleben in Haus und 
Familie, gesellschaftliche
Schichtung, Klassenunter-
schiede, Geschlechterdiffe-
renz, soziale Bewegungen
und Europa im globalen
Kontext. Die Autorinnen
und Autoren forschen und
lehren am Institut für Wirt-
schafts- und Sozialgeschich-
te der Universität Wien
bzw. stehen mit dem Insti-
tut in einem engen Koope-
rationsverhältnis. 

Markus Cerman/Franz X.
Eder/Peter Eigner/Andrea
Komlosy/Erich Landstei-
ner (Hg.) 
Wirtschaft und Gesell-
schaft. Europa 1000–2000 
Studientexte 2.
Studienverlag 
440 Seiten 
29.90 Euro 
ISBN 978-3-7065-5023-9 

In Österreich gibt es bereits
über 110.000 ideelle Verei-
ne – Tendenz steigend. Oft
sind sich Vereinsgründer
und -organe ihrer Rechte,
aber auch ihrer Pflichten
und der sich daraus erge-
benden Haftungsrisiken
nicht bewusst. Aber Unwis-
senheit schützt vor Strafe
nicht: Selbst bei kleinen Ver-
einen kann es zu unerfreuli-
chen Forderungen der Fi-
nanzbehörden oder gar pri-
vater Gläubiger kommen.
Das Fach-
buch „Die
Vereinsor-
gane“ be-
schreibt
die zen-
tralen
Rechte
und
Pflichten:
Die Grün-
dung und
Auflösung eines Vereins und
die Aufgaben einzelner Or-
gane wie Rechnungsprüfer
oder Aufsichtsorgan werden
in den Vordergrund gerückt.
Seit Inkrafttreten des Ver-
einsgesetzes 2002 erfolgte
eine Präzisierung der Min-
destanforderungen für nun
zwingend erforderliche Ver-
einsorgane. Ziel im Sinne ei-
ner gesamtwirtschaftlichen
Förderung ist es, Transpa-
renz und Modernisierung zu
fördern und die Vereinfa-
chung durch behördliche
Verfahren zu erwirken.

Das BBG 2011 bringt eine
neue Offenlegungspflicht
mit sich, bei deren Verlet-
zung eine Verwaltungsstra-
fe von bis zur 20.000 Euro
droht. Der Stiftungsvor-
stand ist verpflichtet, die
Begünstigten der Privat -
stiftung unverzüglich dem
Finanzamt elektronisch 
mitzuteilen. 
Ab wann tritt diese Neue-
rung in Kraft? 
Welche Stiftungen sind da-
von betroffen? 
Müssen jene Begünstigte
gemeldet werden, die aus
der Stiftungserklärung her-
vorgehen, oder auch jene,
die als Begünstigte festge-
stellt wurden? 
Informieren Sie sich am 
16. 6. 2011 von 15 bis
16.30 Uhr!

E-Learning bei Linde

Mit nur einem „Klick“ sind
Sie mit dem Referenten und
den Seminarteilnehmern im
virtuellen Meetingraum
verbunden – bequem von
unterwegs oder Ihrem Büro
aus. Kompakte Wissensver-
mittlung, topaktuelle The-
men und einfache Umset-
zung stehen im Mittel-
punkt! Durch E-Learning-
Seminare sind Sie räumlich
unabhängig und werden
schnell, präzise und effizi-
ent informiert. Zu einer fix
festgelegten Zeit präsentiert
der Referent die Seminarin-
halte live und multimedial.
Sie können jederzeit mit
dem Referenten und den
Seminarteilnehmern kom-
munizieren – über Ihr
Headset oder via Chatfens -
ter. Sie benötigen nur einen
PC mit Internetverbindung,
ein Headset, das Betriebs -
system Windows (2000)
und den Windows Internet
Explorer (ab V 6).
Preise (exkl. 20 Prozent
MwSt. und pro Person)
120 Euro. Mehr Infos auf
www.lindeverlag.at

Wirtschaft und
Gesellschaft
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GRAMSH
Die Gemeinde Gramsh mit
einer Bevölkerung von un-
gefähr 15.000 Einwohnern
liegt im Zentrum Albaniens,
am Fuße des Berges Tomorr
auf 342 m Seehöhe, etwa
100 km von Tirana ent-
fernt. In den umliegenden
Dörfern leben etwa 25.000
Personen, die gesamte Regi-
on um die Kleinstadt
Gramsh zählt etwa 40.000
Einwohner.
In der Umgebung von
Gramsh befinden sich höhe-
re Berge, deren Gipfel 1800
bis zu 2300 m erreichen.
Die Landschaft ist auch ge-
prägt vom Fluss Devoll und
von zwei kleineren Seen.
Die Region ist daher sehr
fruchtbar und reich an
natürlichen Ressourcen
(landwirtschaftliche Famili-
enbetriebe beschäftigen
sich vorwiegend mit Vieh-
zucht sowie mit Gemüse-
und Obstanbau), jedoch
auch von Auswanderung
und hoher Landflucht ge-
kennzeichnet.
Obwohl die Bevölkerung
durch die vorhandenen
zehn Schulen für den alba-
nischen Durchschnitt gut

ausgebildet ist, gibt es eine
hohe strukturelle Arbeitslo-
sigkeit.
Die Gemeinde möchte
außerdem vor allem den
landwirtschaftlichen Be-
reich fördern. An die Eta-
blierung einer konkurrenz-
fähigen Weinkellerei ist ge-
dacht, der existierenden
Weinbauwirtschaft fehlt es
allerdings an Know-how
und dem nötigen Invest-
ment. Das österreichische
EiG-Projekt („Equity in Go-
vernance“) arbeitet seit Mai
2010 mit der Gemeinde
Gramsh und ist bemüht, für
die Gemeinde interessierte
und geeignete Partner zu
finden, um deren nachhal -
tigen Entwicklungsprozess
zu begleiten. In diesem 
Zusammenhang wird auch 
eine geeignete österreichi-
sche Partnergemeinde ge-
sucht, welche die Kleinstadt
Gramsh mit kommunalem
Know-how unterstützen
kann.
Kontakt über den Steier-
märkischer Gemeindebund
Burgring 18, 8010 Graz,
Tel.: 0316/82 20 79-0
post@gemeindebund.

steiermark.at

CORBENAY 
Die in der Region Franche-
Comté im Osten Frank-
reichs gelegene Gemeinde
Corbenay sucht eine Part-
nergemeinde in Österreich.
Corbenay hat etwa 1400
Einwohner und ist eine 
typische Gemeinde des
ländlichen Raums, deren
Schwerpunkte in den Berei-

chen Landwirtschaft und 
lokale Produkte, Sport und
Freizeit sowie Geschichte
und kulturelles Erbe liegen.
Nähere Informationen 
finden sich auf der 
Twinning-Homepage des
europäischen Dachverban-
des RGRE:
www.twinning.org/en/
entity/show/id/105.html

Partnerschaften Aus den Gemeinden

An Zukunftsprojekten wird
intensiv gearbeitet

Die Schwerpunkte liegen auf 
Landwirtschaft, Sport und Geschichte

Französische Gemeinde sucht österreichische Partner

Albanische Gemeinde sucht Partnerschaft

LINZ
Regionalen Zusammenhalt
beweisen die Gemeinden
im oö. Bezirk Freistadt. Mit
dem Beitritt von Bad Zell
zum INKOBA-Verband (In-
terkommunale Betriebsan-
siedlung) gehen nun alle 27
Gemeinden einen gemein-
samen Weg in der Er-
schließung und Vermark-
tung neuer Betriebsflächen. 
Wirtschaftslandesrat Viktor
Sigl setzt auf INKOBAs:
„Hoch attraktive Standorte
mit optimaler Infrastruktur
werden dabei über die
Grenzen von Gemeinden

hinweg für potenzielle In -
vestoren zur Verfügung ge-
stellt.“ Insgesamt gibt es 21
INKOBA-Verbände in
Oberösterreich. Nicht die
einzelnen Gemeinden sol-
len im Standortwettbewerb
konkurrieren, sondern ge-
schlossen als Region auftre-
ten. Bei INKOBA-Freistadt
ist man sehr erfreut über
den Beitritt von Bad Zell:
„Das ist eine tolle Sache,
weil jetzt ziehen alle an 
einem Strang“, so Otto El-
mecker von INKOBA-Frei-
stadt zu Kommunalnet. 
www.inkoba.at

Graz
In der Steiermark gibt es
nun schon 26 Gemeinden,
die sich dem gerechten
Welthandel verschrieben
haben. Damit sind sie nicht
nur Österreichs fairstes
Bundesland, sondern haben
mit Graz auch die einzige
„Fairtrade“-Landeshaupt-
stadt. Und am vierten April
war es amtlich: Die Steirer
sind die fairsten Österrei-
cher. 
Jedenfalls wenn es nach
„Fairtrade“ geht. Die Orga-
nisation setzt sich für einen
gerechten Handel mit Ent-
wicklungsländern ein. Für
das Übernehmen dieser

Ideale wurden nun auch
Frauental an der Lass nitz,
Gabersdorf, Leibnitz, 
Mitterdorf im Mürztal, St. 
Radegund, sowie die sechs
Gemeinden der Ökoregion
Kaindorf, namentlich 
Dienersdorf, Ebersdorf,
Hartl, Hofkirchen bei Hart-
berg, Kaindorf und Tiefen-
bach, ausgezeichnet.
Fairtrade ist eine Strategie
zur Armutsbekämpfung:
Durch die fairen Preisen
können immer mehr Klein-
bauernfamilien und Planta-
genarbeiter ein sicheres
und menschenwürdiges 
Leben führen und ihre Zu-
kunft selbst gestalten.

Elf steirische Gemeinden werden „Fairtrade-Gemeinde“

Schon 26 Gemeinden handeln gerecht

Bad Zell als letzte Gemeinde in der INKOBA-Runde

27 Gemeinden unter einem Fittich

Die INKOBA-Generalversammlung beschloss den Beitritt Bad Zells
und neue Statuten. 
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TIRANA
Im Kosovo wird zum ersten
Mal seit 1981 eine Volks-
zählung durchgeführt – mit
teilweise heiklen Fragen,
wie eine Reportage im
„Standard“ berichtet.  
Wie heizen Sie? Haben Sie
ein Wasserklosett? Einen
Computer? Wie viele Hüh-
ner, Schweine, Schafe, Trak-
toren besitzen Sie?  
Zu den wirklich heiklen Fra-
gen gehört jene nach der
„Zweitfrau“, die für
Empörung in Teilen der Zi-
vilgesellschaft führte, aber
eine reale Grundlage hat.
Und natürlich jene nach der
ethnischen Zugehörigkeit
und Religion, wobei sie
nicht beantwortet werden
müssen. Auch die Mutter-
sprache wird erhoben,
ebenfalls nicht obligato-
risch, auf dem Fragebogen

ist das allerdings nicht an-
geführt.
Die Volkszählung kostet
12,1 Millionen Euro, wobei
fast vier Millionen von der
EU berappt werden.

CHONGQING 
Die chinesische Großstadt
Chongqing will bis zum
kommenden Jahr ein riesi-
ges Sicherheitssystem mit
mehr als 500.000 Überwa-
chungskameras installieren.
Das Kameranetzwerk in der
Metropole im Südwesten
Chinas werde umgerechnet
1,85 Milliarden Euro kos -
ten, berichtete die chinesi-
sche Zeitung „Global Ti-
mes“. Der Polizeichef der
Stadt, Wang Zhijun, sagte,
es werde das weltweit größ-
te Sicherheitssystem seit
den Terroranschlägen vom
11. September 2001 sein.
Die mehr als 500.000 Kame-
ras, die in dem Ballungsge-
biet von mehr als 30 Millio-
nen Einwohnern bis 2012

installiert werden sollen,
dienen laut Polizeiangaben
der Verbrechensprävention
und sollen bei Notfallkon-
trollen und Rettungseinsät-
zen helfen. Alle Behörden
sollen demnach über ein
Netzwerk auf die Bilder der
computergesteuerten Kame-
ras zugreifen können.

KOMMUNAL International

Info-Mix

China: Stadt will riesiges Sicherheitssystem 

500.000 Überwachungskameras 
geplant

INNSBRUCK
Jährlich landen 166.000
Tonnen genießbare Lebens-
mittel in Österreichs Abfall -
eimern. Mit dieser Menge
könnte man die Bürger von
Innsbruck ernähren. Grund
genug für eine großange-
legte Kampagne zur Ver-
meidung von Lebensmitteln
im Abfall zu starten. Titel
der Aktion: „Lebensmittel
sind kostbar“! 
Die größte Menge an Es-
sensmüll stammt von pri -
vaten Haushalten. Viele 
Tiroler Familien werfen
nämlich pro Jahr bis zu 

46 kg genießbare Nah-
rungsmittel  in die Abfall-
tonne. Aber auch die Le-
bensmittelindustrie, die 
Gastronomie und der Han-
del tragen zum Abfallberg
bei. Laut der Restmüll-
 Analyse Tirol vom Dezem-
ber 2010 machen die ge-
nießbaren – und teilweise
originalverpackten – Le-
bensmittel einen Anteil von
acht Prozent im Restmüll
aus. 
Weitere Tipps zur Vermei-
dung von Lebensmitteln im
Abfall unter www.
lebensmittel-sind-kostbar.at

KLAGENFURT
Ein hochwertiges und um-
fangreiches Bildungsange-
bot ist nach Ansicht des
Kärntner Gemeindebundes
eine wesentliche Vorausset-
zung für die Aufrechterhal-
tung des ländlichen
Raumes. Gerade die Fach-
hochschulen leisten hervor-
ragende Arbeit als regionale
Bildungszentren. Die Bil-
dung sollte nicht das erste
Ziel von Einsparungen sein.
„Investitionen in die Bil-
dung sind Investitionen in

die Jugend und damit in
Zukunft unseres Landes“, so
der 1. Vizepräsident des
Kärntner Gemeindebundes,
Bgm. Valentin Happe. „Die
Bildung sollte daher bei
notwendigen Einsparungen
an letzter Stelle stehen.“
Der Kärntner Gemeinde-
bund fordert daher die Lan-
desregierung auf, zuerst ein
abgestimmtes Bildungskon-
zept für das gesamte Land
zu erstellen, bevor Einzel-
maßnahmen gesetzt wer-
den.

WIEN
Das Lebensministerium ver-
anstaltet gemeinsam mit
dem ÖWAV am 1. Dezem-
ber 2011 im Bundesamtsge-
bäude in Wien eine Infor-
mationsveranstaltung zum
Thema „Die EU-Hochwas-
serrichtlinie – Ergebnisse
der vorläufigen Bewertung
des Hochwasserrisikos in
Österreich“. Die erste Pla-
nungsphase im Rahmen der
Umsetzung betrifft die „vor-
läufige Bewertung des
Hochwasserrisikos“ gemäß

Art. 4 und 5 der Richtlinie,
welche bis spätestens 22.
Dezember 2011 abzuschlie -
ßen ist und deren Ergeb -
nisse der Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen sind.
Das BMLFUW informiert im
Rahmen dieser Veranstal-
tung über die Methodik und
stellt die Ergebnisse der
vorläufigen Bewertung des
Hochwasserrisikos vor. 
Das Detailprogramm steht
ab Juni 2011 auf
www.oewav.at zum Down-
load zur Verfügung. 

RESIDENCE DEGLI ARANCI
Italiens Regierung hat nach
einem Bericht der „Presse“
eine Siedlung für Familien
von US-Militärs auf Sizilien
in ein Flüchtlingslager um-
funktioniert. Die Anwohner
gingen aus Angst auf die
Straße – und die Wut auf
das ferne Rom, das die Um-
wandlung verfügt hat, wie
Silvio Berlusconi bei einem
Blitzbesuch verkündet hat. 

Italien: Wut auf Rom

Protest im „Dorf
der Solidarität“

Albanien: Heikle Fragen bei erster Volkszählung seit ’81

Haben Sie eine Zweitfrau?

Schließungen von Fachhochschulen 

Schwächung im ländlichen Raum 

Vermeidung von Lebensmitteln im Abfall 

Lebensmittel sind kostbar

Die EU-Hochwasserrichtlinie

Bewertung des österreichischen
Hochwasserrisikos

85
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Die Alterspyramide kippt –
und unsere Gemeinden mit?
Am 9. und 10. Juni 2011 ist es
wieder soweit. Rund 2000 Bür-
germeister und Gemeindeman-
datare, Bezirks- und Landespo-
litiker werden sich – heuer im
mondänen Kitzbühel in den Ti-
roler Alpen – versammeln und
über das vergangene Jahr Bi-
lanz ziehen und das kommende
Jahr besprechen. Das größte
kommunalpolitische Event
Österreichs – in ganz Europa
wird man schwerlich mehr
Kommunalpolitiker an einem
Ort versammelt finden.
Das Thema ist heuer auch für
die Wirtschaft wichtig und in-
teressant: „Die Alterspyramide
kippt – und unsere Gemeinden
mit?“ Das scheint zwar auf
den ers ten Blick betrachtet
eher eine demografisch-statis -
tische Fragestellung zu sein,
berührt aber auch vitale wirt-
schaftliche und politische In-
teressen. 
Und im Kern rührt das Motto
an die Themen „Freiwilligen-
arbeit und Pflege“.

KOMMUNAL wird wie jedes
Jahr in der bewährten Kombi-
Ausgabe von Gemeindetag
und Fachtagung berichten: 
eine Vorschau mit Berichten,

was auf dem Programm steht
(6A),  eine tagesaktuelle Aus-
gabe, die den Besuchern am
Freitag über die Ausschüsse
und die Fachtagung informiert
(6B) sowie die große Sommer-
ausgabe mit der ausführlichen
Berichterstattung über den 58.
Österreichischen Gemeindetag,
wer da war, was passiert ist
und vor allem was beschlossen
worden ist (6C).
Für die kommunale Wirtschaft
Österreichs ist das auch eine
einmalige Gelegenheit, drei Ta-
ge lang bei ihrer Zielgruppe
präsent zu sein – und noch ziel-
gruppengenauer geht es nicht.

58.  ÖSTERREICHISCHER GEMEINDETAG

Vorschau auf Ausgaben 6ABC/2011 (Juni):

In dieser Ausgabe:

3 Bundesministerium für Land u. Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft 50
3 Dr. Harald Pitters 62
3 Fachverband der Stein- und keramischen 

Industrie 40
3 isgus GesmbH 52
3 KOMMUNALKREDIT Austria AG 56
3Microsoft Österreich GmbH 63
3MÜNZE Österreich AG Medaillen 61
3 Österreichische Vereinigung für das Gas- 

und Wasserfach 41
3 PWC Österreich GmbH –

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 54
3 Reed Messe Wien GmbH 55
3 RIS GmbH – Internet-Lösungen und 

Dienstleistungen 53
3 Familienfreundliche Gemeinde Österreichs 31
3 SYMPOS Veranstaltungsmanagement GmbH 72
3 Unibind Austria GmbH 62
3WIFI – International Know-how-Transfer 

Austrian Federal Economic Chamber 57

Fach- und Serviceinformationen für
die öffentliche Hand

KONTAKT

So erreichen Sie uns:

KOMMUNAL
Löwelstraße 6, 1010 Wien
Fax: 01/532 23 77
Web: www.kommunal.at

Mag. Sabine Brüggemann
Tel.: 01/532 23 88 – 12
sabine.brueggemann@

kommunal.at
Mag. Alexander Palaschke
Tel.: 01/532 23 88 – 14
alexander.palaschke@ 

kommunal.at

Vorschau auf Ausgabe 5/2011 (Mai):

WASSER & KANAL

3 Graben oder nicht graben, das ist hier die
Frage

Im Mai geht es um die „Lebensadern der Gemeinden“,
die Kanalnetze und Wasser- sowie Abwasserleitungen. 
Die Frage ist: Ist es besser, einen Kanal „grabenlos“ zu
sanieren oder soll man traditionell arbeiten? Also wie
bisher die Straße sperren und aufgraben, den Aushub ab-
transportieren und so weiter. Das volle Programm halt.
KOMMUNAL schaut sich an, welchen Methode wann die
bessere ist.

ABFALLWIRTSCHAFT & UMWELTTECHNIK

3 Entsorgung, erneuerbare Energie, 
Gewässerschutz – das ist Umwelttechnik

Unter „Umwelttechnik“ oder „Umweltschutztechnik“
versteht man laut  Definition die Geräte und die techni-
schen und technologischen Verfahren zum Schutz der
Umwelt sowie zur Wiederherstellung  bereits geschädig -
ter Ökosysteme. Diese Verfahren werden im  Bereich der
Umweltingenieur wissenschaften enwickelt. Österreich
steht hier für „weltweit führendes Know-how“.





www.kommunalkredit.at
ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR
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DAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH. 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die Kommunal-
kredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Energieversorgung, Anla-
gen der Wasserwirtschaft sowie der Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die 
Allgemeinheit unerlässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung 
sind bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich umsetzen 
können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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